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49. Änderung des Flächennutzungsplans der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft   
Backnang im Bereich Gewerbliche Baufläche, gemischte Baufläche und Grünfläche  
„Wanne“ (Erweiterung Wannengrund) in Weissach im Tal-Unterweissach  
 
 
 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange entsprechend § 4 Abs. 2 
i. V. m. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit entsprechend § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
 
 
Erneute öffentliche Auslegung und TöB-Beteiligung wegen Planänderung 
 
Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Stellungnahmen 
 
 
 
 

Backnang, 20.02.2019 
Stadtplanungsamt 
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Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
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Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
Das RPS erhält nach Inkrafttreten der 49. Änderung des FNP eine Mehrfertigung 
des Plans für den geänderten Bereich im Originalmaßstab, auch in digitaler Form. 
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Stellungnahme Verband Region Stuttgart Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
Die Stellungnahme vom 18.12.2017 bezog sich auf die frühzeitige Beteiligung zur 
FNP-Änderung, diejenige vom 18.07.2018 auf die ursprüngliche Auslegung. 
In beiden Stellungnahmen weist der VRS darauf hin, dass die mit den Vorbehalts-
gebieten für Landwirtschaft sowie für Naturschutz und Landschaftspflege verbun-
denen Belange im weiteren Bebauungsplanverfahren besonders zu berücksichtigen 
sind. 
Zudem bittet der VRS in der Stellungnahme vom 18.12.2017 um Beteiligung im 
weiteren Verfahren und um Überlassung eines Exemplars der Planunterlagen, wenn 
die Änderung rechtskräftig ist. 
 
 



                                                                                                       - 5 - 

Stellungnahme Landratsamt Rems-Murr-Kreis Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
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Stellungnahme Landratsamt Rems-Murr-Kreis Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme; auf die mit der Stellungnahme vom 27.12.2017 eingebrachten 
Anregungen wurde im Abwägungsvorschlag zur frühzeitigen Beteiligung vom 
28.02.2018 detailliert eingegangen. 
 
Der Verweis der Stellungnahme aus dem B-Plan-Verfahren auf die Anbaubeschrän-
kungen gemäß § 22 StrG Baden-Württemberg ist auf der Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung nicht relevant, da der FNP lediglich Bauflächen darstellt, nicht 
jedoch Standorte und Dimensionen von Einzelgebäuden. An klassifizierten Straßen 
werden durch die 49. Änderung keine Veränderungen vorgenommen. 
 
Ein weiterer Straßenanschluss an die K 1907 ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht vorgesehen und auch nicht Gegenstand des parallelen Bebauungsplanverfah-
rens, sondern lediglich eine Option im Fall einer möglichen späteren Erweiterung 
der gewerblichen Bauflächen Richtung Westen. 
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Stellungnahme Landratsamt Rems-Murr-Kreis Abwägungsvorschlag Stadt Backnang 

 

 
 
Hinweis an die Gemeinde Weissach im Tal, dass die Belange der Landwirtschaft im 
weiteren Bebauungsplanverfahren im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen 
und anhand der Flurbilanz darzustellen sind. Dabei sind auch Aussagen zur Größe 
der öffentlichen Grünfläche und zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme; in der Stellungnahme des Landratsamts vom 02.07.2018 zur ur-
sprünglichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange hatte das Landwirt-
schaftsamt keine Bedenken geäußert.  
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